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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1924 Nr. 23. 


Ink alt: Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über die vorläufige Ausſetzung der Durchführung von Vorſchriften des 
Inhatt: Hebammengeſetzes vom 16. Februar 1924, S. 175. — Bekan utmachung des Wortlauts des Geſetzes über die Ev 
richtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895, S. 178. 


(Nr. 12804.) Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über die vorläufige Ausſetzung der Durch⸗ 
führung von Vorſchriften des Hebammengeſetzes vom 16. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 112). 
Vom 22. März 1924. } 

Gemäß Artikel 55 der Verfaſſung wird folgendes verordnet: 


SET: 

Die Verordnung über die vorläufige Ausſetzung der Durchführung von Vorſchriften des Hebammen⸗ 
geſetzes vom 16. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 112) wird aufgehoben, nachdem der Landtag deren Genehmigung 
verſagt hat. 92 

Dj . 

Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 

Berlin den 22. März 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) EEE 
Braun. Hirtſiefer. 


(Nr. 12805.) Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur 
Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits vom 31. Juli 1895. Vom 8. März 1924. 


8 a N 
Auf Grund des Artikels 5 der Verordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 39) zur Abänderung 
des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Zentralanftalt zur Förderung des geuoſſenſchaftlichen Perſonal⸗ 
kredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) in der Faſſung vom 16. November 1920 (Geſetzſamml. S. 518) 
wird der Wortlaut dieſes Geſetzes mit den Anderungen, die ſich aus den Geſetzen vom 12. Auguſt 1922 
(Geſetzzamml. S. 277) und vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 354) und der Verordnung vom 18. Januar 1924 
(Geſetzſamml. S. 39) ergeben, mit Genehmigung des Landtags nachſtehend veröffentlicht. 
Berlin, den 8. März 1924. ; Br 
Der Finanzminiſter. 
v. Richter. 


Geſetz über die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoffenfchaftlichen 
f Perſonalkredits. 
c 8815 8 a 
4) Zur Förderung des Perſonalkredits (8 2), insbeſondere des genoſſenſchaftlichen Perſonal⸗ 
kredits, wird unter dem Namen N 5 
Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe 
eine Anſtalt mit dem Sitze in Berlin errichtet. 
Geſetzſammlung 1924, (Nr. 1280412805.) 11 5 
Ausgegeben zu Berlin den 27. März 1924. 
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(2) Die Anſtalt beſitzt die Set einer. juriſtiſchen ee fie. unter en und 
Leitung des Staates 73 5 f 
Be N 2. f 
(1) Die Aunſtalt if befugt, elende Geſchäfte zu betreiben: 
1. zinsbare Darlehne zu gewähren an: 

- a) ſolche Vereinigungen und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften (Reichsgeſez vom 1. Mai 1889 — Reichsgeſetzbl. S. 55 —), 
welche unter ihrem Namen vor Gericht klagen und verklagt werden können, 

db) Einzelgenoſſenſchaften, deren Kreditbedarf nach Art und Umfang von Vereinigungen 
und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften nicht 
gedeckt wird oder von deren Eingliederung in ſolche aus wirtſchaftlich bexecheigten 
Gründen abgeſehen ift, 
c) die für die Förderung des Personal repits beſtimmten landſchaftlichen ( leitterſchaft⸗ 
lichen) Darlehnskaſſen, 
d) die von den Provinzen (Landeskommunalverbänden) errichteten gleichartigen Inſtitute, 
e) Unternehmungen, an denen Mittel des Reiches oder der Länder beteiligt ſind; 
2. von den unter 1 gedachten Vereinigungen uſw. Gelder verzinslich anzunehmen. 
(2) Zur Erfüllung dieſer Aufgaben (1 und 2) iſt die Anftalt außerdem befugt: 
= . fonftige Gelder im Depoſiten⸗ und Scheckverkehr anzunehmen; 
Spareinlagen anzunehmen; 
Kaſſenbeſtände im Wechſel⸗, Lombard⸗ und Eftrengeſchäfte nutzbar zu Hass 
Wechſel zu verkaufen und zu akzeptieren; 
Darlehne aufzunehmen; 
für Rechnung der unter 1 bezeichneten Vereinigungen uſw. und der zu denſelben ge⸗ 
hörigen Genoſſenſehaften und derjenigen Perſonen, von denen fie Gelder im Depoſiten⸗ 
und Scheckverkehr oder Spareinlagen oder Darlehne erhalten hat, Effekten zu kaufen 
und zu verkaufen ſowie deren offene und geſchloſſene Depots zu verwalten; 
9. ſich an anderen Unternehmungen zu beteiligen. 
- (3) Der Geſchäftskreis der Anſtalt kann durch Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung 
über die in 1 genannten Vereinigungen hinaus durch Hereinbeziehung 1 Arten von 
öffentlichen Sparkaſſen erweitert werden. 


an, 
8 ER 


) Die der Anftalt vom Staate für die Dauer ihres Beſtehens als Grundkopitel 90060 
Einlage von zwei Milliarden Mark wird um 20 Millionen Goldmark erhöht. 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Einlage des Staates bis zu insgeſamt 30 Mil⸗ 
lionen Goldmark zu erhöhen, wenn dies erforderlich iſt, um anderen Beteiligten gegenüber die 
Mehrheit des Grundkapitals für den Staat zu erhalten. N 


: SA. 
* (1) Den im 5 unter Ziffer la bis e genannten Vereinigungen uſw. ſowie dem Reiche 
IE und den deutſchen Ländern bleibt vorbehalten, ſich gleichfalls an der Anftalt mit Stammeinlagen 
nach näherer Beſtimmung der Auſſichtsbehörde zu beteiligen. 


(2) Die Beteiligung kann auch durch Übernahme von Teilen der Einlage des Staats erfolgen. 


ER, 


Die Aufſichtsbehörde erläßt die Geſchäftsanweiſungen für das Direktorium (§ 6) ſowie die 


Dienſtinſtruktionen für die Beamten der Anſtalt und verfügt die erforderlichen Abänderungen. 


§ 6. 

4) Die Anſtalt wird durch ein Direktorium, das die Eigenſchaft einer Behörde hat, verwaltet 
ſowie nach außen vertreten. N 

(2) Das Direktorium beſteht aus dem Präſidenten und der erforderlichen Anzahl Mitglieder 
und faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 

(3) Der Präſident und die Mitglieder des Direktoriums werden von der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung auf Lebenszeit ernannt, im Falle kommiſſariſcher Beſchäftigung durch die Aufſichts⸗ 
behörde berufen. : : 

= 8.7. 

(1) Die Beamten der Anſtalt haben die Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staatsbeamten. 

2) Ihre Beſoldungen, Penſionen und ſonſtigen Dienſtbezüge ſowie die Penſionen und Unter— 
ſtützungen für ihre Hinterbliebenen trägt die Anſtalt, der auch die Beſtreitung der ſächlichen Ver⸗ 
waltungsausgaben obliegt. ö ö 

) Der Erlaß der zur Ausführung des Abf. 1, insbefondere der zur Übertragung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Kautionen, das Penſionswefen und die Fürſorge für die Hinterbliebenen 
der unmittelbaren Staatsbeamten ſowie der Diſziplinargeſetze für die nichtrichterlichen Beamten 
auf die Beamten der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe erforderlichen Beſtimmungen erfolgt durch 
Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung. ’ 

(1) Der jährliche Geſchäftsbericht der Anſtalt iſt dem Landtage zur Kenntnis zu bringen. 

e) Die Rechnungen der Anſtalt unterliegen der Reviſion durch die Oberrechnungskammer. 

(3) Die Form in welcher die Rechnungslegung zu erfolgen hat, wird durch die Aufſichts⸗ 
behörde beſtimmt. Die hierüber ergehenden Beſtimmungen ſind der Oberrechnungskammer mitzuteilen. 


| 89. 

Die Anſtalt wird in allen Fällen, und zwar auch wo die Geſetze eine Spezialvollmacht 
erfordern, durch die Unterſchrift des Direktoriums verpflichtet, ſofern dieſe Unterfchrift von zwei 
Mitgliedern des Direktoriums oder den als Stellvertreter der letzteren bezeichneten Beamten voll⸗ 
zogen iſt. 5 

§ 10. f 
i (1) Die Inhaber der Stammeinlagen (§§ 3 und 4) üben die ihnen zuſtehende Beteiligung an 
der Verwaltung der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe durch einen aus ihrer Mitte gewählten 
Ausſchuß nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen aus. ü i 

e Jedem Inhaber einer Stammeinlage ſteht für jede Einzahlung im Werte von 50 000 Gold⸗ 
mark eine Stimme im Ausſchuſſe zu. Er kann ſo viel Bevollmächtigte zum Ausſchuß ernennen, 
wie er Stimmen hat. Es iſt zuläſſig, mehrere Stimmen einem Vertreter zu übertragen, doch 
kann die Geſamtheit der zuſtändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. 8 
ö (3) Zwei oder mehrere Inhaber von Stammeinlagen, die insgeſamt mindeſtens Einzahlungen 
im Werte von 50000 Goldmark auf ihre Stammeinlage geleiſtet haben, einzeln aber auf Grund 
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vorſtehender Beſtimmungen im Ausſchuſſe nicht oder nicht mit ihrem ganzen Kapital vertreten fi ind, 
haben das Recht, ſich für ihre Einzahlungen je im Werte von 50 000 Goldmark auf einen Vertreter 
zu einigen. Soweit eine ſolche Einigung nicht zuſtande kommt, bilden die Inhaber von Stamm⸗ 
einlagen auf Grund einer von der Auſſichtsbehörde zu erlaſſenden Wahlordnung einen Wahlverband, 
der für die in ihm vertretenen Stammeinlagen je im Werte von 50 000 Goldmark einen Vertreter 
für den Ausſchuß wählt. 

f () Für die Umwertung der vor Inkrafttreten dieſer Verordnung eingezahlten Stammeinlagen 
ut die gemäß der Verordnung über Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1253) 
für den 1. Januar 1924 aufzuſtellende Goldmarkbilanz maßgebend. 

(5) Für jedes Mitglied des Ausf ſchuſſes kann ein Stellvertreter ernannt oder gewählt werden. 

(6) Der Präſident der Kaffe führt in dem Ausſchuſſe den Vorſitz; der Stellvertreter des 
Vorſitzenden wird von dem Ausſchuß aus ſeiner Mitte gewählt und bedarf der Beſtätigung der 
Aufſichtsbehörde. 

() Der Ausſchuß verſammelt ſich wenigſtens einmal jährlich, kann aber von ſeinem Vorſtzenden 
auch ſonſt nach Bedarf berufen werden. Der Ausſchuß iſt ferner dann zu berufen, wenn ein 
Viertel der Ausſchußmitglieder es beantragt. 

ö 9 11. 
(1) Der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes unterliegt: 
J. die Bilanz- und Gewinnverteilung; 
2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans; 
3. der Abſchluß von Verträgen zwecks Übernahme von eee 6 A, 

(). Der Ausſchuß iſt ferner gutachtlich zu hören über: 

1. die Grundſätze für die Kreditgewährung, nen die Höhe des! Sinefufes, die Friſten 
und die Sicherheitsleiſtung , 

0 die Grundſätze für die Annahme von Spareinlagen; 
die Beſetzung erledigter oder neu einzurichtender Stellen der Mitglieder des Direktoriums; 

5 die Maßnahmen der Staatsregierung zur Abänderung der die Anſtalt betreffenden Geſetze 
und Verordnungen. 

(3) Allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſtinſtruktionen ſind dem en alsbald nach 
ihrem Erlaſſe (§ 5) zur Kenntnisnahme e ; 1 


812. 


Die näheren Beſtimmungen über die Süfenc und den Geſchäftskreis des Ausschusses 
erfolgen durch Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung. 


Sl“ 


Auffichtsbehörde im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Finanjminifter, welcher auch die zur Aus 
führung des Geſetzes erforderlichen ee zu treffen hat. 


14. 
Das Geſchäfts- und e der Anfal iſt vom 1. alle 1923 ab das Kalenderjahr. 
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